
BADISCHER HANDBALL-VERBAND E.V. 

 

Verpflichtungserklärung 

für das Ehrenamt 
 

 

 

BHV-Datenschutz-Merkblatt-2016-02-29-Entwurf © 2012 by SVBG MÜLOT:GRAF Status: Inhalt  01.12.2012 
  Redaktion 29.02.2016 

S. 1 (3) 

 

Merkblatt zur Verpflichtungserklärung 

§ 5 BDSG – Datengeheimnis 

Den bei der Datenverarbeitung beschäftigten Personen ist es untersagt, personenbezogene Daten 

unbefugt zu erheben, zu verarbeiten oder zu nutzen (Datengeheimnis). Diese Personen sind, soweit 

sie bei nicht öffentlichen Stellen beschäftigt werden, bei der Aufnahme ihrer Tätigkeit auf das Daten-

geheimnis zu verpflichten. Das Datengeheimnis besteht auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit fort. 

§ 43 Absatz 2 BDSG – Bußgeldvorschriften 

Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1) unbefugt personenbezogene Daten, die nicht allgemein zugänglich sind, erhebt oder verarbeitet, 

2) unbefugt personenbezogene Daten, die nicht allgemein zugänglich sind, zum Abruf mittels 

automatisierten Verfahrens bereithält, 

3) unbefugt personenbezogene Daten, die nicht allgemein zugänglich sind, abruft oder sich oder 

einem anderen aus automatisierten Verarbeitungen oder nicht automatisierten Dateien ver-

schafft, 

4) die Übermittlung von personenbezogenen Daten, die nicht allgemein zugänglich sind, durch 

unrichtige Angaben erschleicht, 

5) entgegen § 16 Abs. 4 Satz 1, § 28 Abs. 5 Satz 1, auch in Verbindung mit § 29 Abs. 4, § 39 

Abs. 1 Satz 1 oder § 40 Abs. 1, die übermittelten Daten für andere Zwecke nutzt, indem er 

sie an Dritte weitergibt, oder 6. entgegen § 30 Abs. 1 Satz 2 die in § 30 Abs. 1 Satz 1 be-

zeichneten Merkmale oder entgegen § 40 Abs. 2 Satz 3 die in § 40 Abs. 2 Satz 2 bezeichne-

ten Merkmale mit den Einzelangaben zusammenführt, 

6) entgegen § 30 Abs. 1 Satz 2 die in § 30 Abs. 1 Satz 1 bezeichneten Merkmale oder entgegen 

§ 40 Abs. 2 Satz 3 die in § 40 Abs. 2 Satz 2 bezeichneten Merkmale mit den Einzelangaben 

zusammenführt. 

§ 44 BDSG – Strafvorschriften 

(1) Wer eine in § 43 Abs. 2 bezeichnete vorsätzliche Handlung gegen Entgelt oder in der Absicht, 

sich oder einen anderen zu bereichern oder einen anderen zu schädigen, begeht, wird mit 

Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. Antragsberechtigt sind der Betroffene, die verantwortli-

che Stelle, der Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Aufsichtsbehörde. 

§ 88 TKG – Fernmeldegeheimnis 

(1) Dem Fernmeldegeheimnis unterliegen der Inhalt der Telekommunikation und ihre näheren 

Umstände, insbesondere die Tatsache, ob jemand an einem Telekommunikationsvorgang be-

teiligt ist oder war. Das Fernmeldegeheimnis erstreckt sich auch auf die näheren Umstände 

erfolgloser Verbindungsversuche. 
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(2) Zur Wahrung des Fernmeldegeheimnisses ist jeder Dienstanbieter verpflichtet. Die Pflicht zur 

Geheimhaltung besteht auch nach dem Ende der Tätigkeit fort, durch die sie begründet wor-

den ist. 

(3) Den nach Absatz 2 Verpflichteten ist es untersagt, sich oder anderen über das für die ge-

schäftsmäßige Erbringung der Telekommunikationsdienste einschließlich des Schutzes ihrer 

technischen Systeme erforderliche Maß hinaus Kenntnis vom Inhalt oder den näheren Um-

ständen der Telekommunikation zu verschaffen. Sie dürfen Kenntnisse über Tatsachen, die 

dem Fernmeldegeheimnis unterliegen, nur für den in Satz 1 genannten Zweck verwenden. 

(4) Eine Verwendung dieser Kenntnisse für andere Zwecke, insbesondere die Weitergabe an an-

dere, ist nur zulässig, soweit dieses Gesetz oder eine andere gesetzliche Vorschrift dies vor-

sieht und sich dabei ausdrücklich auf Telekommunikationsvorgänge bezieht. Die Anzeige-

pflicht nach § 138 des Strafgesetzbuches hat Vorrang. 

(5) Befindet sich die Telekommunikationsanlage an Bord eines Fahrzeugs für Seefahrt oder Luft-

fahrt, so besteht die Pflicht zur Wahrung des Geheimnisses nicht gegenüber der Person, die 

das Fahrzeug führt oder gegenüber ihrer Stellvertretung. 

§ 206 StGB – Verletzung des Post- oder Fernmeldegeheimnisses 

(1) Wer unbefugt einer anderen Person eine Mitteilung über Tatsachen macht, die dem Post- 

oder Fernmeldegeheimnis unterliegen und die ihm als Inhaber oder Beschäftigtem eines Un-

ternehmens bekannt geworden sind, das geschäftsmäßig Post- oder Telekommunikations-

dienste erbringt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer als Mitarbeiter oder Ehrenamtlicher des/der in Absatz 1 genannten 

Unternehmens unbefugt  

1. eine Sendung, die einem solchen Unternehmen zur Übermittlung anvertraut wurde und 

verschlossen ist, öffnet oder sich von ihrem Inhalt ohne Öffnung des Verschlusses unter 

Anwendung technischer Mittel Kenntnis verschafft,  

2. eine einem solchen Unternehmen zur Übermittlung anvertraute Sendung unterdrückt oder 

3. eine der in Absatz 1 oder in Nummer 1 oder 2 bezeichneten Handlungen gestattet oder 

fördert. 

(3)  Die Absätze 1 und 2 gelten auch für Personen, die 

1. Aufgaben der Aufsicht über ein in Absatz 1 bezeichnetes Unternehmen wahrnehmen, 

2. von einem solchen Unternehmen oder mit dessen Ermächtigung mit dem Erbringen von 

Post- oder Telekommunikationsdiensten betraut sind oder 

3. mit der Herstellung einer dem Betrieb eines solchen Unternehmens dienenden Anlage oder 

mit Arbeiten daran betraut sind. 

(4) Wer unbefugt einer anderen Person eine Mitteilung über Tatsachen macht, die ihm als außer-

halb des Post- oder Telekommunikationsbereichs tätigem Amtsträger aufgrund eines befug-

ten oder unbefugten Eingriffs in das Post- oder Fernmeldegeheimnis bekannt geworden sind, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.  

(5) Dem Postgeheimnis unterliegen die näheren Umstände des Postverkehrs bestimmter Perso-

nen sowie der Inhalt von Postsendungen. Dem Fernmeldegeheimnis unterliegen der Inhalt 

der Telekommunikation und ihre näheren Umstände, insbesondere die Tatsache, ob jemand 
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an einem Telekommunikationsvorgang beteiligt ist oder war. Das Fernmeldegeheimnis er-

streckt sich auch auf die näheren Umstände erfolgloser Verbindungsversuche.  

§ 17 UWG – Verrat von Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen 

(1) Wer als eine bei einem Unternehmen beschäftigte Person ein Geschäfts- oder Betriebsge-

heimnis, das ihr im Rahmen des Dienstverhältnisses anvertraut worden oder zugänglich ge-

worden ist, während der Geltungsdauer des Dienstverhältnisses unbefugt an jemand zu Zwe-

cken des Wettbewerbs, aus Eigennutz, zugunsten eines Dritten oder in der Absicht, dem In-

haber des Unternehmens Schaden zuzufügen, mitteilt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jah-

ren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer zu Zwecken des Wettbewerbs, aus Eigennutz, zugunsten eines 

Dritten oder in der Absicht, dem Inhaber des Unternehmens Schaden zuzufügen, 

4. sich ein Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis durch 

(a) Anwendung technischer Mittel, 

(b) Herstellung einer verkörperten Wiedergabe des Geheimnisses oder 

(c) Wegnahme einer Sache, in der das Geheimnis verkörpert ist, 

  unbefugt verschafft oder sichert oder 

5. ein Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis, das er durch eine der in Absatz 1 bezeichneten Mittei-

lungen oder durch eine eigene oder fremde Handlung nach Nummer 1 erlangt oder sich 

sonst unbefugt verschafft oder gesichert hat, unbefugt verwertet oder jemandem mitteilt. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

(4) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe. 

7) Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Täter 

6. gewerbsmäßig handelt, 

7. bei der Mitteilung weiß, dass das Geheimnis im Ausland verwertet werden soll, oder 

8. eine Verwertung nach Absatz 2 Nr. 2 im Ausland selbst vornimmt. 

(5) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt, es sei denn, dass die Strafverfolgungsbehörde wegen 

des besonderen öffentlichen Interesses an der Strafverfolgung ein Einschreiten von Amts we-

gen für geboten hält. 

(6) § 5 Nr. 7 des Strafgesetzbuches gilt entsprechend. 

 


